VERBANDSNACHRICHTEN DES HESSISCHEN LANDKREISTAGES

Die hessischen Landkreise sind nicht bereit, die von Finanzminister Weimar ange-
kiindigte Kurzung des Kommunalen Finanzausgleichs ab dem Jahr 2011 um 400
Mio. Euro hinzunehmen. Gemeinsam mit dem Hessischen Stadtetag und dem Hes-
sischen Stadte- und Gemeindebund wird sich der Hessische Landkreistag mit Nach-
druck gegen diese Absicht zur Wehr setzen.

Der Verweis auf die unterschiedliche Einnahmeentwicklung des Landes und der
Kommunen sowie der Verweis auf die viel zu hohen Zahlungen des Landes im Lan-
derfinanzausgleich reichen nach tbereinstimmender Auffassung der drei kom-
munalen Spitzenverbande als Legitimationsgrundlage fur eine Abwalzung der
Haushaltsprobleme des Landes auf die Landkreise, Stddte und Gemeinden nicht
aus. Eine angemessene Aufteilung der Finanzmittel zwischen dem Land und den
Kommunen setzt zwingend auch eine detaillierte und grundliche Analyse der Auf-
gaben- und Ausgabenbelastungen voraus.

Von dem Vorhaben des Landes waren vor allem die finanzschwachen Kommunen,
insbesondere aber die hessischen Landkreise betroffen, die in besonderem Mal3e
zur Finanzierung ihrer Ausgaben auf die Zuweisungen aus dem Kommunalen Fi-
nanzausgleich angewiesen sind. Schon heute belastet ein Gesamtrechnungsfehl-
betrag von ca. 1,7 Mrd. Euro die 21 hessischen Landkreise. Zusétzlich wird sich
konjunkturbedingt in ihren Haushalten in 2010 eine weitere Finanzierungslicke in
Hb6he von mindestens 400 Mio. Euro auftun.

Die drei Verbdnde haben inzwischen den Finanzminister aufgefordert, die Be-
rechnungsgrundlagen auf die er sein Vorhaben stutzt vorzulegen. Sie haben sich
vorbehalten, zur Prifung dieser Unterlagen auch einen externen Sachverstandigen
hinzuzuziehen.
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AKTUELLE THEMEN

Ersatzschulfinanzierung:
Wer bestellt, bezahlt ...

Nach Anrufung durch die kommunalen Spitzenverbande
ist am 01.09.2009 die Konnexitatskommission des Landes
Hessen zusammengetreten. Bei den Beratungen standen
die finanziellen Belastungen, die sich fur die 6ffentlichen
Schultrager aus der am 01.01.2007 in Kraft getretenen
Novelle des Ersatzschulfinanzierungsgesetzes ergeben,
im Mittelpunkt. Durch diese Novelle wurden die 6ffent-
lichen Schultrager verpflichtet, statt bisher 50 % nun-
mehr 75 % des Gastschulbeitrages an die Trager von
Ersatzschulen zu zahlen. Die daraus resultierenden Mehr-
belastungen der 6ffentlichen Schultrager waren fur das
Jahr 2007 mit 4.243.740,- Euro (Stadte 1.085.096,- Euro,
Landkreise 3.158.633,- Euro) und fur das Jahr 2008 mit
4.434.712,- Euro (Stadte 1.148.632,- Euro, Landkreise
3.286.080,- Euro) zu beziffern.

In der Verhandlung begriindeten die kommunalen Spit-
zenverbande — wie bereits zuvor im Gesetzgebungsver-
fahren — nochmals ihre Auffassung, dass das Land
aufgrund des in Art. 137 Abs. 6 der Hessischen Verfas-
sung (HV) verankerten Konnexitatsprinzips verpflichtet
gewesen ware, diese finanziellen Mehrbelastungen der

Sicherstellung der arztlichen
Versorgung

Kassenarztliche Vereinigung und Landkreistag
schlielen Kooperationsvereinbarung ab

Nach Erhebungen des Hessischen Landkreistages und
der Kassenarztlichen Vereinigung Hessen dirfte es zu-
kunftig vor allem in landlichen Regionen immer

offentlichen Schultrager finanziell auszugleichen. Art.
137 Abs. 6, der am 22.09.2002 in die Hessische Verfassung
eingefugt wurde, legt u.a. fest, dass immer dann, wenn
die Ubertragung neuer oder die Veranderung bestehen-
der eigener oder Ubertragener Aufgaben durch das Land
zu einer Mehrbelastung der Gemeinden oder Gemein-
deverbande in ihrer Gesamtheit fuhrt, ein entsprechen-
der Ausgleich zu schaffen ist.

Dem gegenuber vertrat das Land die Auffassung, dass
eine Konnexitatsrelevanz nicht gegeben sei. Art. 137
Abs. 6 HV knupfe allein an die ,,Sach*-Aufgaben an, so-
dass eine rein finanzielle Mehrbelastung — bei anson-
sten inhaltlich unverédnderter Aufgabe — nicht unter die
Konnexitatsregelung falle. Zum anderen schréanke auch
Art. 137 Abs. 5 HV das in Abs. 6 normierte Konnexitats-
prinzip ein.

Dem hielten der Hessische Landkreistag, der Hessische
Stadtetag und der Hessische Stadte- und Gemeindebund
entgegen, dass sowohl nach dem Wortlaut als auch nach
der Begriindung sowie der Entstehungsgeschichte des
Art. 137 Abs. 6 HV auch Aufgabenanderungen, die nicht
mit der inhaltlichen Veranderung einer Aufgabe ver-
bunden sind, sondern lediglich die Finanzierung betref-
fen, konnexitatsrelevant sind.

Nach eingehenden Verhandlungen haben sich die bei-
den in der Kommission vertretenen ,,Banke* — Land und
kommunale Spitzenverbande — darauf verstandigt, zu-
nachst aullerhalb der Konnexitatskommission eine Lo-
sung des Problems zu suchen und insoweit die Ver-
handlungen zu vertagen. Vereinbart wurde, mdglichst
zeitnah zusammen zu kommen, um in gréRerem Zusam-
menhang Moéglichkeiten auszuloten, in gemeinsamer
Entscheidungsverantwortung die finanziellen Belas-
tungen der kommunalen Ebene zu reduzieren.

schwieriger werden, frei werdende Arztsitze neu zu
besetzen. Um dieser Entwicklung friihzeitig entgegen-
wirken zu kénnen, haben der Hessische Landkreistag
und die Kassenarztliche Vereinigung Hessen aktuell
eine Kooperationsvereinbarung unterzeichnet.

Wahrend die Kreise eine wesentliche Verantwortung
fur die Krankenhausversorgung tragen, obliegt der
Kassenarztlichen Vereinigung die Sicherstellung der
ambulanten arztlichen Versorgung bei der Bedarfspla-
nung. Die Partner wollen dem drohenden Arzteman-
gel entgegen wirken. So ist die Weiterentwicklung der
Bedarfsplanung zur Berucksichtigung ortlicher Beson-
derheiten fur die vertragsarztliche Versorgung ebenso
Thema wie die Prufung einer starkeren Verzahnung
zwischen ambulanten und stationdren Angeboten
unter Beteiligung des Klinikverbundes Hessen. Des
Weiteren sollen die Méglichkeiten zur Reduzierung der
Belastungen der Arzte im Bereitschaftsdienst, zur For-
derung der Weiterbildung in der Allgemeinmedizin
sowie zur Schaffung eines Anreizsystems fiir die Uber-
nahme von Landarztpraxen untersucht werden.

LANDKREISTAG KOMPAKT



KURZ NOTIERT

Gesundheitsausschuss:
Langjahriger Vorsitzender
Landrat Schnur verabschiedet
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Minister Banzer im Gesprach mit Landrat Schnur

Der Gesundheitsausschuss des Hessischen Landkreistages
hat am 01.07.2009 in Erbach seinen langjahrigen Vorsit-
zenden, Landrat Horst Schnur (Odenwaldkreis) verab-
schiedet, der zum 31.08.2009 in den Ruhestand ging. Bei
dieser letzten Sitzung wurde das Engagement Schnurs ins-
besondere auf dem Gebiet der Krankenhaustragerschaften
hervorgehoben. Der an der Sitzung teilnehmende Hessi-
sche Minister fur Arbeit, Familie und Gesundheit, Jirgen
Banzer, betonte die besonderen Kompetenzen der Land-
kreise fur die Infrastruktur gerade im Bereich der Gesund-
heitsversorgung.

Landrate tagen in Berlin

22
v. |.: DLT-Hauptgeschéaftsfuhrer Prof. Dr. Henneke,
Minister de Maiziére und Prasident Jakoubek

Beim diesjahrigen Landrate-Seminar in Berlin standen mit
Brigitte Zypries, Bundesministerin der Justiz, und Thomas
de Maiziere, Chef des Bundeskanzleramtes, kompetente,
hochrangige Ansprechpartner zu Bund und Kommunen
gleichermalien tangierenden politischen Fragen zur Ver-
fugung. Heinrich Haasis, Prasident des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes, erlauterte aktuelle Themen der
Sparkassenpolitik. Mit Ministerialdirektor Dr. Horst Risse,
Deutscher Bundestag, wurden die Foderalismusreformen
und mit Prof. Dr. Hans-Gunter Henneke, Hauptgeschéafts-
fuhrer des DLT, die zentralen Erwartungen an die Bundes-
regierung und den neu zu wahlenden Bundestag
debattiert. Die Raumlichkeiten im Bundeskanzleramt, beim
Sparkassen- und Giroverband, der Hessischen Landesver-
tretung sowie dem Deutschen Landkreistag bildeten einen
interessanten Rahmen fir gelungene Gespréache.
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Zensus 2011:
Hessens Landkreise sind bereit

Im Jahr 2011 soll eine weitgehend rechnergestitzte Er-
hebung der Bevdlkerungsdaten durchgefuhrt werden.
Diese soll an die Stelle der Volkszahlungen klassischer
Pragung treten und wird europaweit durchgefiihrt. Ge-
genwartig wird in einer Arbeitsgruppe der Staatskanz-
lei unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbande
Uber die Organisation und insbesondere die Veranke-
rung der Erhebungsstellen beraten. Nach eingehender
Beratung ist das Prasidium zu der Uberzeugung ge-
kommen, dass eine strikte Beachtung des Konnexitéats-
prinzips und die daraus resultierende volle Erstattung
der bei den Kommunen entstehenden Kosten zwin-
gende Voraussetzung ist.

Das Prasidium sieht die originaren Zustandigkeiten fir
die Aufgabenerledigung zwar bei den Stadten und Ge-
meinden, da diese als Meldebeho6rde und unmittelbare
ortliche Ebene die meisten erforderlichen Daten bereits
vorréatig haben. Eine Aufgabenzuweisung an kreisange-
hdrige Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern
ist jedoch wegen des enormen Organisations- und Ver-
waltungsaufwandes sowie wegen der geringen Anzahl
der durchzufuhrenden Erhebungen wenig sinnvoll. Hes-
sens Landkreise bieten deshalb den kreisangehdrigen
Stéadten und Gemeinden, unabhéngig von ihrer Einwoh-
nerzahl, ihre Unterstitzung bei der Organisation und
Durchfihrung des Zensus 2011 an.

Da auch die anderen kommunalen Spitzenverbande zu
dieser Einschatzung neigen, wird davon ausgegangen,
dass die Hessische Landesregierung die Sonderstatus-
stadte, kreisfreien Stadte sowie Landkreise mit der
Durchfihrung des Zensus 2011 beauftragen wird.

Jobcenter: Schnelles Handeln nach
der Bundestagswahl erforderlich

Mit groBem Unverstadndnis haben die hessischen Land-
kreise auf das Scheitern der Reform der Jobcenter zur
Betreuung der Langzeitarbeitslosen und ihrer Familien
reagiert.

Das Bundesverfassungsgericht hatte dem Bundesge-
setzgeber aufgegeben, die Neuorganisation der Trager-
schaft zum 31.12.2010 verfassungsgemaf zu l6sen, da
die Arbeitsgemeinschaften (ARGE) von Kommunen und
Bundesagentur fur Arbeit nicht dem Grundgesetz ent-
sprechen. Auch die 13 Optionskommunen in Hessen, wel-
che die Aufgaben als Grundsicherungstrager alleine
ausfuhren, besitzen nur eine Zulassung bis zum
31.12.2010. Wie es danach weiter geht, ist bislang noch
immer offen. Im Interesse der betroffenen Menschen
fordern die hessischen Landkreise daher die Bundes-
und Landesregierungen auf, sich nach der Bundestags-
wahl schnellstens auf eine zukunftsfahige L6sung zu
verstandigen.




AUS DEM DEUTSCHEN LANDKREISTAG PERSONALIEN

Zum 1. Juli 2009 hat Uwe Schmidt (SPD) die Nachfolge
von Dr. Udo Schlitzberger (SPD) als Landrat des Land-
kreises Kassel angetreten. Das Amt der Ersten Kreisbei-

Schweinegrippe-Impfungen

Deutscher Landkreistag begrif3t Kabinettsbe-
schluss zu Schweinegrippe-Impfungen — Umset-
zung aber weiter ungekléart
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Der Deutsche Landkreistag
(DLT) hat die Entscheidung
zur Kostentragung bei den
anstehenden Schweinegrip-
pe-Impfungen begrufRt. Es
sei richtig, dass die Kranken-
kassen bis zur vereinbarten
Grenze fur die Kosten auf-
kamen. Ungeklart sei aller-
dings die wichtige Frage der Durchfuhrung der Im-
pfungen, lUber die die Ladnder entscheiden mussen.

Der DLT fordert, schwerpunktmaflig auf das enge Netz
der Hausérzte zurtickzugreifen und den 6ffentlichen Ge-
sundheitsdienst koordinierend und ergédnzend einzuset-
zen, etwa bei der Information der Bevolkerung oder dem
Impfen von Belegschaften in der jeweiligen Dienststelle.
Zudem erfullen die Gesundheitsamter wichtige koordi-
nierende Aufgaben und informieren die Bevdlkerung in
geeigneter Weise.

Tarifkompromiss

Deutscher Landkreistag tragt Tarifkompromiss
im Sozial- und Erziehungsdienst mit

Der Deutsche Landkreistag (DLT) tragt den unlangst aus-
gehandelten Tarifkompromiss im Sozial- und Erziehungs-
dienst mit. Zwar gehe der Abschluss Uber die finanzielle
Leistungsgrenze der Kommunen hinaus, allerdings sei zu
begriuRRen, dass damit endlich der auf dem Ricken von El-
tern und Kindern ausgetragene Kita-Streik ein Ende ge-
funden habe.

Der Verband wies aber auch darauf hin, dass die Einigung
keine Qualitatsverbesserung mit sich bringen wirde und
Uber die Qualitat weiterhin verhandelt werden musse.
Auch Verbesserungen in der Relation von Erziehern zu Kin-
dern seien mit dem teuren Tarifabschluss nicht naher ge-
ruckt. Der DLT spricht sich generell fur mehr Fortbildungs-
angebote aus, die dann verpflichtend sein sollten, wenn
hohere Vergitungsgruppen angestrebt wirden.
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geordneten nimmt seitdem Susanne Selbert (SPD)
wahr.

Nachfolger von Horst Schnur (SPD) als Landrat des
Odenwaldkreises ist seit dem 1. September 2009 Diet-
rich Kiibler (OWG).

Seit 1. Juli 2009 hat Dirk ORwald (FWG) die Nachfolge

von Stefan Becker (FWG) als Erster Kreisbeigeordneter
des Landkreises Giel3en angetreten.

EHRUNGEN

Landrat Horst Schnur wurde fur sein herausragendes En-
gagement, insbesondere im Gesundheitsausschuss, des-
sen Vorsitz er 17 Jahre inne hatte, mit der Ehrenmedaille
des Hessischen Landkreistages ausgezeichnet.

TERMINE

B Rechts- und Europaausschuss

Dienstag, 15.09.2009, 10:00 Uhr, Wetzlar
W Prasidium

Mittwoch, 23.09.2009, 09:30 Uhr, Wiesbaden
B | andrate-Konferenz Nord

Dienstag, 27.10.2009, 09:30 Uhr, Neuenstein-Aua
B Bezirksversammlung Nord

Dienstag, 27.10.2009, 10:30 Uhr, Neuenstein-Aua
B Konferenz der Kreistagsvorsitzenden

Donnerstag, 29.10.2009, 10:00 Uhr, Kassel
B Bezirksversammlung Mitte

Mittwoch, 04.11.2009, 10:00 Uhr, Gelnhausen
B Sozialausschuss

Donnerstag, 05.11.2009, 10:00 Uhr, Marburg
B Bezirksversammlung Sud

Freitag, 06.11.2009, 09:00 Uhr, Vogelsbergkreis
B Schul- und Kulturausschuss

Donnerstag, 12.11.2009, 10:00 Uhr, Ort offen
W Prasidium

Donnerstag, 19.11.2009, 16:00 Uhr, Wiesbaden
B Mitgliederversammliung

Freitag, 20.11.2009, 09:00 Uhr, Wiesbaden
B Jahrestagung

Freitag, 20.11.2009, 10:30 Uhr, Wiesbaden

VERANTWORTLICH
Direktor Gerrit Kaiser

(z. Z. geschaftsfuhrend)
Direktor Dr. Jan Hilligardt

GESTALTUNG

Muhr - Partner fur Kommunikation
www.muhr-partner.com
Seerobenstrale 27

65195 Wiesbaden

KOORDINATION

Tim Ruder (Pressesprecher)
Yvonne Hartwig
(Offentlichkeitsarbeit

und Organisation)

ERSCHEINUNGSWEISE / AUFLAGE
zweimonatlich

300 Stiick

(gedruckte Version)

Alle Inhalte und Bilder sind lizenzrechtlich geschiitzt. Abdruck und Vervielféltigung nur mit
ausdrucklicher Genehmigung des Hessischen Landkreistages.

en auf der Homepage des Hessischen Landkreistages.



	Vorwort
	Hessischer Landkreistag wehrt sich
	Ersatzschulfinanzierung:
	Sicherstellung der ärztlichen
	Kurz notiert
	Gesundheitsausschuss:
	Zensus 2011:
	Landräte tagen in Berlin
	Jobcenter: Schnelles Handeln nach

	AUS DEM DEUTSCHEN LANDKREISTAG
	Schweinegrippe-Impfungen
	Tarifkompromiss

	PERSONALIEN
	EHRUNGEN
	TERMINE
	IMPRESSUM



